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Ablauf

|. verfassungsrechtliche Grundlagen: Art 5 EMRK, PersFrG
ll. Freiheitsentziehung nach dem FPG und BFA-VG
a. Festnahme und Anhaltung
b. Schubhaft
|.  Freiheitsbeschrankungen nach dem FPG und BFA-VG (Uberblick)
a. Wohnsitzbeschrankung, Anordnung zur Unterkunftnahme, Wohnsitzauflage
b. Konsequenzen bei Missachtung
|. de facto Freiheitsentziehung - EGMR
a. llias and Ahmed v. Hungary
b. Stanev v. Bulgaria

V. Conclusio



Recht auf personliche Freiheit

e Rechtsqgrundlage:
o Bundesverfassungsgesetz vom 29. November 1988 Uliber den Schutz der

personlichen Freiheit
o Art5 EMRK
o Art 6 EU-Grundrechtecharta

e Schutzbereich: Schutz vor willktrlicher und gesetzwidriger Entziehung

der korperlichen Bewegungsfreiheit (Festnahme und Anhaltung/Haft).
e Zulassigkeit von Eingriffen:

o Vorliegen eines taxativ aufgezahlten Eingriffstatbestandes (siehe unten)
o Gesetzliche Grundlage (etwa FPG, BFA-VG, StPO, SPG)

o Eingriff erfolgt auf gesetzlich vorgeschriebene Weise

o Verhéaltnismaligkeit und Notwendigkeit



Recht auf personliche Freiheit

Gesetzesvorbehalte

Art 5 EMRK:

(1) Jedermann hat ein Recht auf Freiheit
und Sicherheit. Die Freiheit darf einem
Menschen nur in den folgenden Fallen
und nur auf die gesetzlich
vorgeschriebene Weise entzogen
werden: [...]

f) wenn er rechtmalig
festgenommen worden ist oder in
Haft gehalten wird, um ihn daran zu
hindern, unberechtigt in das
Staatsgebiet einzudringen oder weil
er von einem gegen ihn
schwebenden Ausweisungs- oder

Auslieferungsverfahren betroffen ist.

Art 1 PersFrG:

(1) Jedermann hat das Recht auf
Freiheit und Sicherheit (personliche
Freiheit). [...]

Art 2 PersFrG:

1) Die personliche Freiheit darf einem
Menschen in folgenden Fallen auf die
gesetzlich vorgeschriebene Weise
entzogen werden: [...]

7. wenn dies notwendig ist, um eine
beabsichtigte Ausweisung oder
Auslieferung zu sichern.




Recht auf personliche Freiheit

weitere Verfahrensgarantien

Art 5 EMRK:

Abs 2: Informationspflicht

Abs 4: Recht auf gerichtlichen
Rechtsschutz

Abs 5: Recht auf Schadenersatz im Fall
einer unrechtmafigen Festhnahme oder

Anhaltung

Art 4 PersFrG:

Abs 6: Informationspflicht

Art 6 PersFrG:

Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz —

Entscheidungsfrist: 1 Woche

Art 7 PersFrG:

Recht auf Schadenersat im Fall einer
unrechtmal3igen Festnahme oder

Anhaltung




Festnahme und Anhaltung nach dem FPG

e Rechtsgrundlage: § 39 FPG (auszugsweise)

@)

bei Begehung einer Verwaltungsiubertretung nach 8 120 FPG, wenn auf frischer Tat
betreten
Verletzung der Verpflichtung zum Nachweis einer Aufenthaltsberechtigung
Missachtung einer “Wohnbeschrankung” (Gebietsbeschrankung, Wohnsitzauflage,
etc.; siehe naher unten)
bei Einreise auf Grund einer Ubernahmeerklarung (zB: Dublin-Uberstellung)
zum Zwecke der Vorflihrung vor die Landespolizeidirektion wenn,
m nicht rechtmafig in das Bundesgebiet eingereist ist und binnen 14 Tagen betreten wird,
m innerhalb von 14 Tagen nach Einreise in das Bundesgebiet von der Republik Osterreich
auf Grund eines Ruckiubernahmeabkommens zurtickgenommen werden musste,
m innerhalb von 14 Tagen, nachdem sein visumfreier oder visumpflichtiger Aufenthalt im
Bundesgebiet nicht mehr rechtmaliig ist, betreten wird, oder
m wahrend eines Ausreisevorganges bei nicht rechtmaligem Aufenthalt im Bundesgebiet
betreten wird.


Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 120 FPG: Rechtswidrige Einreise und rechtswidriger Aufenthalt
Übernahmeerklärung: § 19 FPG: beispielsweise Dublin-Überstellung?
Festnahmeauftrag: Die zuständige Landespolizeidirektion kann die Festnahme eines Fremden anordnen (Festnahmeauftrag), wenn die Zustimmung zur Rückübernahme des Fremden vorliegt und die Vorführung zur Sicherung der Zurückschiebung erforderlich ist. 


Festnahme und Anhaltung nach dem FPG

e Rechte der festgenommen Person:

O

Entlassung bei erreichen der max. Haftdauer: variiert je nach Tatbestand
zwischen 24 bis 72 Stunden

Verhaltnismaligkeit und Notwendigkeit sind zu beachten

Vorrang von gelinderen Mitteln

Informationspflicht: ehestens in einer ihm verstandlichen Sprache tber die
Grunde seiner Festnahme und uber die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen
ZU unterrichten.

auf Verlangen der festgenommen Person: Informierung der konsularischen
Vertretung des Herkunftslandes

Recht auf Verstandigung einer_s Angehdrigen und/oder eines
Rechtsbeistands

Rechtsschutz: MalRnahmenbeschwerde (6-Wochen-Frist, Kostenrisiko)

bei rechtswidriger Festnahme/Anhaltung: Haftentschadigung nach dem AHG



Festhnahme und Anhaltung nach dem BFA-VG

e Rechtsgrundlage: § 40 Abs 1 BFA-VG: Erméachtigung zur Festnahme zum Zwecke der

Vorfuihrung vor das BFA (auszugsweise):
o bei Vorliegen eines Festnahmeauftrags (8 34 BFA-VG):
m im Falle, dass sich die_der Fremde nicht rechtmafig im Bundesgebiet aufhalt (mit
Ausnahmen)
m im Falle, dass auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die
Voraussetzungen fur die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme vorliegen &
e einer Ladung, in der Zwangsmittel angedroht waren, ohne ausreichende Entschuldigung

nicht Folge geleistet hat oder

e der Aufenthalt des Fremden nicht festgestellt werden konnte
m Dbei Vorliegen der Voraussetzungen zur Verhangung der Schubhaft
m Dbei Vorliegen der Voraussetzungen zur Anordnung gelinderer Mittel
m Dbei Verletzung der Verpflichtung zur Ausreise
m bei Erlassen eines Auftrags zur Abschiebung (8 46 FPG)
m Dbei Missachtung der Verpflichtung zur Einholung von Reisedokumenten flr die

Abschiebung (8§ 46 Abs. 2b FPG 2005)


Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 40 BFA-VG: sehr umfangreiche Auflistung von Tatbeständen; es werden nur die in der Praxis als relevant erscheinende erwähnt;


Festhnahme und Anhaltung nach dem BFA-VG

e Rechtsgrundlage: 8§ 40 Abs 1 BFA-VG: Ermachtigung zur Festnahme von

Asylsuchenden zum Zwecke der Vorfuihrung vor das BFA:

@)

@)

wenn diese_r Fremde nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist;

bei Vorliegen einer durchsetzbaren — wenn auch nicht rechtskraftigen —
aufenthaltsbeendende Malinahme;

bei Einleitung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme (8 27 AsylG);

bei Vorliegen einer durchsetzbare aufenthaltsbeendende Malinahme vor Stellung des
Antrages auf internationalen Schutz; oder

wenn mit mafl3geblicher Wahrscheinlichkeit der Antrag der_des Fremden auf
internationalen Schutz mangels Zustandigkeit Osterreichs zur Priifung

zuriickgewiesen werden wird


Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 27 AsylG: § 27. (1) Ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gilt als eingeleitet, wenn
1. im Zulassungsverfahren eine Bekanntgabe nach § 29 Abs. 3 Z 4 oder 5 erfolgt und
2. das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht einzustellen (§ 24 Abs. 2) war und die Entscheidung des Bundesamtes in diesem Verfahren mit einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme verbunden war.
(2) Das Bundesamt oder das Bundesverwaltungsgericht hat darüber hinaus ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme einzuleiten, wenn die bisher vorliegenden Ermittlungen die Annahme rechtfertigen, dass der Antrag auf internationalen Schutz sowohl in Hinblick auf die Gewährung des Status des Asylberechtigten als auch des subsidiär Schutzberechtigten ab- oder zurückzuweisen sein wird und wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der beschleunigten Durchführung eines Verfahrens besteht. Die Einleitung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme ist mit Aktenvermerk zu dokumentieren.

(3) Ein besonderes öffentliches Interesse an einer beschleunigten Durchführung des Verfahrens besteht insbesondere bei einem Fremden,
   									 

1. der straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3);

2. gegen den wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich begangen werden kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft eingebracht worden ist;

3. gegen den Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff StPO, BGBl. Nr. 631/1975) oder

4. der bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten worden ist.


Festhnahme und Anhaltung nach dem BFA-VG

e Rechte der festgenommen Person:

o Entlassung bei erreichen der max. Haftdauer: variiert je nach Tatbestand zwischen 48
bis 72 Stunden

o Verhaltnismaligkeit und Notwendigkeit sind zu beachten

o Vorrang von gelinderen Mitteln

o Informationspflicht: ehestens in einer ihm verstandlichen Sprache tber die Griinde
seiner Festnahme und Uber die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten.

o Auf Verlangen ist sogleich oder binnen der nachsten 24 Stunden eine Durchschrift des
Festnahmeauftrages zuzustellen

o auf Verlangen der festgenommen Person: Informierung der konsularischen Vertretung
des Herkunftslandes

o Recht auf Verstandigung einer_s Angehdrigen und/oder eines Rechtsbeistands

o Rechtsschutz: MalRBhahmenbeschwerde (6-Wochen-Frist, Kostenrisiko)

o bei rechtswidriger Festnahme/Anhaltung: Haftentschadigung nach dem AHG


Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 27 AsylG: § 27. (1) Ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gilt als eingeleitet, wenn
   									 

1. im Zulassungsverfahren eine Bekanntgabe nach § 29 Abs. 3 Z 4 oder 5 erfolgt und

2. das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht einzustellen (§ 24 Abs. 2) war und die Entscheidung des Bundesamtes in diesem Verfahren mit einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme verbunden war.

(2) Das Bundesamt oder das Bundesverwaltungsgericht hat darüber hinaus ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme einzuleiten, wenn die bisher vorliegenden Ermittlungen die Annahme rechtfertigen, dass der Antrag auf internationalen Schutz sowohl in Hinblick auf die Gewährung des Status des Asylberechtigten als auch des subsidiär Schutzberechtigten ab- oder zurückzuweisen sein wird und wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der beschleunigten Durchführung eines Verfahrens besteht. Die Einleitung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme ist mit Aktenvermerk zu dokumentieren.

(3) Ein besonderes öffentliches Interesse an einer beschleunigten Durchführung des Verfahrens besteht insbesondere bei einem Fremden,
   									 

1. der straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3);

2. gegen den wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich begangen werden kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft eingebracht worden ist;

3. gegen den Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff StPO, BGBl. Nr. 631/1975) oder

4. der bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten worden ist.


Schubhaft

e Rechtsgrundlage: § 76 FPG

)

Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden, sofern der
Zweck der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel erreicht werden

kann
Unmindige Minderjahrige (unter 14 Jahren) durfen nicht in Schubhatft
angehalten werden
Schubhaft nur dann angeordnet werden, wenn dies
m zur Sicherung des Verfahrens oder der Abschiebung notwendig ist

oder
m die Voraussetzungen des Art. 28 Dublin IlI-Verordnung vorliegen
zusatzlich muss stets
m Fluchtgefahr vorliegen und
m die Schubhaft verhaltnismallig sein



Vorführender
Präsentationsnotizen
Art 28 Abs 2 Dublin III-VO: Zwecks Sicherstellung von Überstellungsverfahren, dürfen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser Verordnung, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprü­fung die entsprechende Person in Haft nehmen und nur im Falle dass Haft verhältnismäßig ist und sich weniger einschnei­dende Maßnahmen nicht wirksam anwenden lassen


Schubhaft - Fluchtgefahr

e Rechtsgrundlage: §8 76 Abs 3 FPG
o Fur die Frage des Vorliegens von Fluchtgefahr ist insbesondere zu

berlcksichtigen:

m ob am Verfahren mitwirkt (insb. auch an der Beischaffung eines

Reisedokumentes)

m 0b entgegen einem Einreiseverbot [...] oder einer Anordnung zur
Aul3erlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet einreist,
ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Malihahme besteht,
ob voraussichtlich ein anderer Dublin-Staat zustandig ist,
ob die Person einem gelinderen Mittel nicht nachkommt sowie auch

ob Auflagen, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder
Anordnungen der Unterkunftnahme verletzt wurden,

m der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insb das Bestehen familiarer
Beziehungen, das Ausiben einer legalen Erwerbstatigkeit bzw. das
Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz eines
gesicherten Wohnsitzes zu berlcksichtigen ist



Schubhaft - Dauer

Grundsatz: Die Behorde ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie
maoglich dauert. Die Schubhaft darf so lange aufrecht erhalten werden, bis der Grund zu ihrer
Anordnung weggefallen ist oder ihr Ziel nicht mehr erreicht werden kann
Die Dauer der Schubhaft darf zudem grundsétzlich nicht Gberschreiten
o 3 Monate, wenn die Schubhaft gegen einen mtndigen Minderjahrigen verhangt wird;
o 6 Monate, wenn die Schubhaft gegen einen Fremden, der das 18. Lebensjahr vollendet
hat, verhangt wird und kein besonderer Grund flr eine Verlangerung vorliegt

o uU max. bis zu 18 Monate
Die Schubhatft ist durch Freilassung des Fremden formlos aufzuheben, wenn
o der Haftgrund weggefallen ist, ihr Ziel nicht mehr erreicht werden kann oder die
héchstzulassige Dauer erreicht ist oder
o das BVwG festgestellt hat, dass die Voraussetzungen fur ihre Fortsetzung nicht
vorliegen
Rechtsschutz: Schubhaftbeschwerde nach § 22a BFA-VG (6-Wochen-Frist, Kostenrisiko)
o wahrend aufrechter Schubhaft — 1 Woche Entscheidungsfrist des BVwWG


Vorführender
Präsentationsnotizen
Unter Umständen darf die Schubhaft bis zu 18 Monate aufrecht erhalten werden, so etwa wenn der_die Fremde deshalb nicht abgeschoben werden kann, weil
die Feststellung der Identität und der Staatsangehörigkeit, insb. zum Zwecke der Erlangung eines Ersatzdokumentes nicht möglich ist,
der_die Fremde die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er_sie sich mit Zwangsgewalt widersetzt oder
die Abschiebung dadurch gefährdet erscheint, dass der_die Fremde sich bereits einmal dem Verfahren entzogen oder ein Abschiebungshindernis auf sonstige Weise zu vertreten hat.
Wurde gegen einen_eine Asylsuchende Schubhaft angeordnet, darf diese bis zum Zeitpunkt des Eintritts der Durchsetzbarkeit der aufenthaltsbeendenden Maßnahme die Dauer von 10 Monaten nicht überschreiten



Schubhaft - gelinderes Mittel

e Rechtsgrundlage: § 77 FPG

o Die Behorde hat bei Vorliegen der Haftgrinde gelindere Mittel

anzuordnen, wenn sie Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der

Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden

kann

o Gelindere Mittel sind insbesondere die Anordnung,

In von der Behdrde bestimmten Raumen Unterkunft zu nehmen,
sich in periodischen Abstanden bei einem Polizeikommando zu

melden oder

eine angemessene finanzielle Sicherheit bei der Behdrde zu

hinterlegen



Freiheitsbeschrankungen

e weitere freiheitsbeschrankende Mal3nahmen:
o Asylverfahren:
m Anordnung zur Unterkunftnahme: Unterkunft wird wahrend
des Asylverfahrens in einem bestimmten Quartier mittels
Mandatsbescheids vorgeschrieben

m Wohnsitzbeschrankung: Wahrend des zugelassenen
Asylverfahrens besteht die Wohnmaoglichkeit nur in einem
bestimmten Bundesland

o Unrechtmafiger Aufenthalt:

m \Wohnsitzauflage: Unterkunft wird nach abgeschlossenem
Verfahren in einem Quartier des Bundes vorgeschrieben
(Fieberbrunn oder Schwechat)
— eingeschrankter Rechtsschutz



Vorführender
Präsentationsnotizen
Anordnung zur Unterkunftnahme:
Einem/einer Asylwerber/in kann nach Zulassung des Verfahrens mittels Verfahrensanordnung aus Gründen des öffentlichen Interesses, der öffentlichen Ordnung oder aus Gründen der zügigen Bearbeitung und wirksamen Überwachung des AaiS aufgetragen werden, in einem zur Verfügung gestellten Quartier durchgängig Unterkunft zu nehmen. Über die Verfahrensanordnung ist im verfahrensabschließenden Bescheid abzusprechen (§ 15b AsylG 2005)
Zu berücksichtigen sind insb., ob die Person der Mitwirkungspflicht nachgekommen ist, ob Voraussetzungen für den Verlust des Aufenthaltsrechtes vorliegen, ob die Person aus einem sicheren Herkunftsstaat kommt sowie ob vor Stellung des AaiS bereits eine Rückkehrentscheidung rechtkräftig erlassen wurde.
Die Anordnung zur Unterkunftnahme gilt bis zur Rechtskraft der Entscheidung über den AaiS, solange das Quartier zur Verfügung gestellt wird.

Wohnsitzbeschränkung:
Ein/e Asylsuchende/r darf seinen/ihren Wohnsitz oder seinen/ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht außerhalb des Bundeslandes begründen, das ihm/ihr GVS gewährt (§ 15c AsylG 2005).
Die Wohnsitzbeschränkung bleibt im Falle des Entzugs der GVS unberührt, es sei denn, dem/der Asylsuchenden wird von einem anderen Bundesland GVS gewährt.
Die Verpflichtung ruht, wenn und solange eine Anordnung zur Unterkunftsnahme gemäß § 15b AsylG 2005 gilt.

Wohnsitzauflage: 
Einem/einer Drittstaatsangehörigen, gegen den/die eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig erlassen wurde und dessen/deren Aufenthalt im Bundesgebiet nicht geduldet ist, kann ebenso wie einem/einer Drittstaatsangehörigen, gegen den/die eine Anordnung zur Außerlandesbringung rechtskräftig erlassen wurde, aufgetragen werden, bis zur Ausreise in vom Bundesamt bestimmten Quartieren Unterkunft zu nehmen (§ 57 Abs. 1 bzw. Abs. 2 FPG 2005), wenn
keine Frist zur freiwilligen Ausreise gem. § 55 FPG 2005 gewährt wurde oder
nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der/die Drittstaatsangehörige seiner/ihrer Ausreiseverpflichtung weiterhin nicht nachkommen wird.



Freiheitsbeschrankungen

e Freiheitsbeschrankung # Freiheitsentziehung

e Aber: Konsequenzen bel Missachtunq

o Verwaltungsubertretung nach § 121 Abs. 1a FPG
m Geldstrafe € 100 bis € 1000, bei Uneinbringlichkeit Freiheitsstrafe bis
zu zwei Wochen; im Wiederholungsfall: Geldstrafe € 1000 bis zu €

5000; bei Uneinbringlichkeit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen.
o Festnahmetatbestand nach § 39 Abs 1 FPG
o Schubhaftgefahr nach § 76 Abs 3 Z 8 FPG
o ggf. Entzug von Grundversorgungsleistungen

— Keine unmittelbare Freiheitsentziehung, aber enger Zusammenhang!

Ab wann gilt eine freiheitsheschrankende Malhahme aufgrund der

tatsachliche Ausgestaltung (Verfahrensgarantien, Vollzug, Dauer etc) als
Freiheitsheschrankung iSd Art 5 EMRK (bzw. i1Sd PersFrG)?



Vorführender
Präsentationsnotizen
Anordnung zur Unterkunftnahme:
Einem/einer Asylwerber/in kann nach Zulassung des Verfahrens mittels Verfahrensanordnung aus Gründen des öffentlichen Interesses, der öffentlichen Ordnung oder aus Gründen der zügigen Bearbeitung und wirksamen Überwachung des AaiS aufgetragen werden, in einem zur Verfügung gestellten Quartier durchgängig Unterkunft zu nehmen. Über die Verfahrensanordnung ist im verfahrensabschließenden Bescheid abzusprechen (§ 15b AsylG 2005)
Zu berücksichtigen sind insb., ob die Person der Mitwirkungspflicht nachgekommen ist, ob Voraussetzungen für den Verlust des Aufenthaltsrechtes vorliegen, ob die Person aus einem sicheren Herkunftsstaat kommt sowie ob vor Stellung des AaiS bereits eine Rückkehrentscheidung rechtkräftig erlassen wurde.
Die Anordnung zur Unterkunftnahme gilt bis zur Rechtskraft der Entscheidung über den AaiS, solange das Quartier zur Verfügung gestellt wird.

Wohnsitzbeschränkung:
Ein/e Asylsuchende/r darf seinen/ihren Wohnsitz oder seinen/ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht außerhalb des Bundeslandes begründen, das ihm/ihr GVS gewährt (§ 15c AsylG 2005).
Die Wohnsitzbeschränkung bleibt im Falle des Entzugs der GVS unberührt, es sei denn, dem/der Asylsuchenden wird von einem anderen Bundesland GVS gewährt.
Die Verpflichtung ruht, wenn und solange eine Anordnung zur Unterkunftsnahme gemäß § 15b AsylG 2005 gilt.

Wohnsitzauflage: 
Einem/einer Drittstaatsangehörigen, gegen den/die eine Rückkehr-entscheidung rechtskräftig erlassen wurde und dessen/deren Aufenthalt im Bundesgebiet nicht geduldet ist, kann ebenso wie einem/einer Drittstaatsangehörigen, gegen den/die eine Anordnung zur Außerlandesbringung rechtskräftig erlassen wurde, aufgetragen werden, bis zur Ausreise in vom Bundesamt bestimmten Quartieren Unterkunft zu nehmen (§ 57 Abs. 1 bzw. Abs. 2 FPG 2005), wenn
keine Frist zur freiwilligen Ausreise gem. § 55 FPG 2005 gewährt wurde oder
nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der/die Drittstaatsangehörige seiner/ihrer Ausreiseverpflichtung weiterhin nicht nachkommen wird.



de facto Freiheitsentziehung

e Rechtsprechung des EGMR zu Art 5 EMKR:
o Wenn eine freiheitsbeschrankende Mal3nahme aufgrund der Umstande des

Einzelfalls die personliche Freiheit mal3geblich einschrankt, ist der
Anwendungsbereich von Art 5 EMRK ero6ffnet

— de facto Freiheitsentziehung = Eingriff in den Schutzbereich von Art 5 EMRK

o Wann liegt ein solcher Fall der de facto Freiheitsentziehung vor?
m Fallbeispiele EGMR:
e Case of llias and Ahmed v. Hungary, 14.03.2017

e Case of Stanev vs. Bulgaria, 17.01.2012




de facto Freiheitsentziehung - EGMR

e Case of lllas and Ahmed v. Hungary, 14.03.2017

o Sachverhalt:

m zwei Schutzsuchende aus Bangladesh — Fluchtroute durch Serbien bis zur

ungarischen Grenze — Asylantrag am 15.09.2015

m ‘“transit zone” in R6szke (Ungarn)

umgeben von Zaunen und Wachpersonal

keine Maglichkeite diesen Bereich in Richtung Ungarn zu verlassen

keine rechtliche Beratung, keine medizinische Versorgung

keine Kommunikationsmoglichkeiten (TV, Internet, Telefon, etc.)
erschwerter Zugang fur rechtlich Vertretung

beide mit PTBS diagnostiziert — Moglichkeit der Verschlechterung aufgrund
der Freiheitsbeschrankung festgestellt

05.10.2015: zweitinstanzlich negative Entscheidung hinsichtlich der
Asylantrdge und Ausweisung aus Ungarn

08.10.2015: Transport zu serbischen Grenzen — Ausreise nach Serbien



de facto Freiheitsentziehung - EGMR

e Case of llias and Ahmed v. Hungary, 14.03.2017
o Beschwerdevorbringen:

m Verletzung von Art 3 EMRK (hier: Verbot der unmenschlichen oder

erniedrigenden Behandlung)

m iVm. Art 13 EMRK (Recht auf eine wirksame Beschwerde bei einer
iInnerstaatlichen Instanz)

m Art 5 Abs 1 EMRK (Recht auf persénliche Freiheit) und

m Art 5 Abs 4 EMRK (Haftprtfung)




de facto Freiheitsentziehung - EGMR

e Case of llias and Ahmed v. Hungary, 14.03.2017
o Urtell: Zulassigkeit - Anwendungsbereich Art 5 EMRK

“Der Begriff der Freiheitsentziehung iSv. Art. 5 Abs. 1 EMRK enthélt sowohl ein objektives
Element der Anhaltung einer Person an einem besonders beschrankten Ort fir eine nicht
vernachlassigbare Zeit als auch insoweit ein zusatzliches subjektives Element, als die Person
nicht wirksam in die Anhaltung eingewilligt hat.”

Objektives Element:

Art, Dauer, Wirkungen, Modalitaten, die Maoglichkeit, die eingeschrankte Zone zu
verlassen, den Grad der Uberwachung und Kontrolle der Bewegungen der Person und
das Ausmal? der Isolation

“Der Unterschied zwischen Entziehung und Beschrankung der Freiheit ist einer des Grades oder
der Intensitat und nicht einer der Art oder Natur. Die blof3e Tatsache, dass es den Bf. mdaglich warr,
freiwillig zu gehen, kann eine Verletzung des Rechts auf personliche Freiheit nicht ausschliel3en.”




de facto Freiheitsentziehung - EGMR

e Case of llias and Ahmed v. Hungary, 14.03.2017
o Urtell: Zulassigkeit - Anwendungsbereich Art 5 EMRK

“Sie wurden auf einem bewachten Gelande angehalten, das von aul3en nicht zuganglich war —
nicht einmal fir ihren Anwalt. [...] Die Bf. [...] hatten nicht die Mo6glichkeit, ungarisches
Territorium jenseits dieser Zone zu betreten. Dementsprechend ist der GH der Ansicht, dass
die Bf. sich nicht dazu entschieden haben, in der Transitzone zu bleiben, und folglich nicht gesagt
werden kann, sie hatten wirksam in die Entziehung ihrer Freiheit eingewilligt.”

Bei Ausreise aus Ungarn waren Asylverfahren der Beschwerdefiihrer nach den
Bestimmungen des ungarischen Asylgesetzes einzustellen gewesen.

“Im_Hinblick auf diese Uberlegungen kommt der GH zu dem Schluss, dass die Anhaltung
der Bf. in der Transitzone de facto eine Freiheitsentziehung darstellte. Art. 5 Abs. 1 EMRK ist
daher anwendbar. Andernfalls wirde der von Art. 5 EMRK gewahrte Schutz leer laufen, indem die
Bf. gezwungen wirden, zwischen der Freiheit und dem Betreiben eines Verfahrens zu wéahlen, das
letztlich darauf abzielt, sie vor der Gefahr einer gegen Art. 3 EMRK verstoR3enden Behandlung zu
bewahren.”




de facto Freiheitsentziehung - EGMR

e (Case of Stanev vs. Bulgaria, 17.01.2012

o Sachverhalt:

m Unterbringung in entlegenem Heim

m flr Verlassen Einwilligung des Dirketors notwendig
m Moglichkeit des Verlassens zeitlich und ortlich beschrankt

m UnterbringungsmalRnahme im Vorhinein nicht festgelegt und somit

unbegrenzt

o Urtell: Zulassigkeit - Anwendungsbereich Art 5 EMRK

“Angesichts dieser besonderen Umstande stellt die Situation des Bf. eine
Freiheitsentziehung iSv. Art. 5 Abs. 1 EMRK dar. Diese Bestimmunq ist folglich anwendbar.”



Vorführender
Präsentationsnotizen
Case of Stanev vs. Bulgaria, 17.01.2012
Sachverhalt:
1975: BF mit einfacher Schizophrenie für arbeitsunfähig erklärt → 2000 für teilweise geschäftsunfähig erklärt
2002: Sachwalterschaft beantragt Verlegung in ein sehr entlegenes Pflegeheim
Heim war baufällig, schmutzig und im Winter selten beheizt
einmal die Woche Zugang zu einem in katastrophalem Zustand befindlichen Badezimmer
spärliche Gemeinschaftsräume, nicht ganztägig verwendbar
Verlassen des Heims nur mit Zustimmung des Heimleiters erlaubt, Pass wurde von diesem verwahrt
2004: Antrag auf Wiederherstellung der Geschäftsfähigkeit → abgelehnt
2006: Gutachten: Schizophrenie fälschlich diagnostiziert → Aufenthalt im Heim fügt BF gesundheitliche Schaden zu 



Conclusio

e Freiheitsentziehung (Schubhaft, Festhahme, etc.) und
Freiheitsbeschrankungen (“Wohnbeschrankung”, etc.)

greifen in unterschiedlicher Intensitat in die personliche Freiheit

bzw. Freiziigigkeit ein

e |e nach konkreter Ausgestaltung der freiheitsbeschrankenden
Malnahmen sind diese ggdf. als Eingriff in den Schutzbereich des

Art 5 EMRK (bzw. PersFrG) zu qualifizieren

e gemeinsam ist samtlichen Mallhahmen die betroffenen Personen
unter staatlicher Kontrolle und ggf. in Isolation zu verwalten sowie

Ihre Bewegungsfreiheit einzuschranken


Vorführender
Präsentationsnotizen
Policies of de facto detention may also be applied vis-à-vis specific points of arrival in a country. The
transit zones referred to earlier are a pertinent example. Many countries such as France, Germany,
Austria, Greece, Romania and Serbia which confine asylum seekers in airport transit zones do not
concede the use of deprivation of liberty and thereby refrain from issuing detention orders, justifying
the necessity and proportionality of detention and the inapplicability of less coercive alternatives.
Interestingly, in the case of Austria, asylum seekers applying at the airport are held in the initial
reception centre (Erstaufnahmenstelle, EAST) of Vienna Airport Schwechat, one of the three centres
operating admissibility and Dublin procedures in the country. Whereas applicants in the other two
EAST – Thalham and Traiskirchen – are allowed to move within the respective districts where the
centres are located, those in the EAST of Vienna Airport Schwechat are deprived of their liberty
insofar as they are confined within the premises of the centre.



Vielen Dank fur Ilhre/Eure
Aufmerksamkeit!
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